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488; Anleitung 255 Förberung des 
öffentlichen Badeweſens. 
A. Im allgemeinen. 
I. Das Baden im Freien. 

r das Baden im Freien ſind Flüſſe oder 
ſonſtige Waſſerläufe und geeignete ſtehende Gewäſſer, 
wie Seen und Teiche, nutzbar zu machen. 
wendige Vorausſetzungen ſind hier, daß das Waſſer 
auch in Zeiten großer Trockenheit in ausreichender 
Menge zur Verfügung ſteht und daß es zu keinem 
geſundheitlichen Bedenken Anlaß gibt. Namentlich 
darf das Badewaſſer durch Zuflüſſe nicht verun⸗ 
reinigt werden. Wichtig iſt es, eine Schwimm⸗ 
gelegenheit zu ſchaffen und den Badenden dieſe ge⸗ 
ſunde Leibesübung, ſowie der Jugend die Erlernung 
es Schwimmens zu ermöglichen. Ferner iſt es 
zweckmäßig, die Badeanſtalten mit einem Luft⸗ und 
Sonnenbade zu verbinden oder wenigſtens mit einigen 
Turn⸗ und Spielgeräten zu verſehen. 

II. Das Baden in geſchloſſenen Räumen. 

Wo die Anlage von Bädern im Freien nicht aus⸗ 
führbar iſt, empfiehlt es ſich, Badegelegenheiten in 
geſchloſſenen Räumen zu ſchaffen. Dumpfe, feuchte, 
ungenügend belichtete und ſchlecht lüftbare Räume 
ſind zum Baden ungeeignet. 

Die einfachſte Form des Bades in geſchloſſenem 
Raume iſt das Brauſebad. Einrichtung und Betrieb 
erfordern ſo geringe Mittel, daß es jelbft mit Seife 
und Handtuch zu ſehr niedrigen Preiſen abgegeben 
werden kann. Wo es ſich um das Baden einer 
n Zahl von Perſonen handelt, bildet das 

rauſebad da, wo Schwimmbäder nicht zur Ver⸗ 


Not⸗ 


fügung ſtehen, die gegebene Badeform. Hier ko men 
zunächſt Schulbrauſebäder in Betracht Au für 
Penſionen und Erziehungsanſtalten iſt die Anlage 
von Brauſebädern empfehlenswert. 

Brauſebäder laſſen ſich ferner im Anſchluß an ge⸗ 
werbliche Betriebe mit Dampfkeſſelanlage ohne be⸗ 
ſondere Schwierigkeiten oder Koſten einrichten. Zahl⸗ 
reiche Arbeitgeber ſind bereits mit gutem Beiſpiel 
vorangegangen. Die Fabrikbrauſebäder ſind zwar 
in erſter Linie für die Fabrikarbeiter beſtimmt, in 
vielen Fällen ſind ſie jedoch auch für andere Orts⸗ 
angeſeſſene gegen billiges Entgelt zur Verfügung ge⸗ 
ſtellt worden. 

Wenn die Beſitzer von Dampfkeſſelanlagen nicht 
geneigt ſind, die Herſtellung von einfachen Bade⸗ 
einrichtungen ſelbſt zu übernehmen, ſo werden ſie ſich 
doch häufig bereit finden laſſen, den für die Er⸗ 
wärmung des Badewaſſers oder der Baderäume 
erforderlichen Dampf oder das vom Oel befreite 
Kondenſationswaſſer abzugeben. Das letztere eignet 
ſich jedoch zu Badezwecken nur, wenn es geruchfrei 
iſt. Auch beim Bau von Arbeiterwohnhäuſern ſollte 
der Beſchaffung von Badeeinrichtungen in aus⸗ 
reichender Weiſe Rechnung getragen werden, wie 
dies in dem Domänenbetrieb des Preußiſchen Staates 
bereits in die Wege geleitet iſt. Es läßt ſich dies 
im Anſchluß an eine gemeinſchaftliche Waſchküche für 
mehrere Häuſer unter Benutzung desſelben Warm⸗ 
waſſerbereiters ohne große Mehrkoſten erreichen 

Da der weibliche Teil der Bevölkerung erfahrungs⸗ 
gemäß Wannenbäder lieber benutzt als Brauſebäder, 
ſo empfiehlt es ſich, mit der Anlage von Brauſe⸗ 
bädern zur öffentlichen Benutzung auch die Anlage 
von Wannenbädern zu verbinden. 
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Sind die Gemeinden zur Beſchaffung von Bade⸗ 
gelegenheiten aus öffentlichen Mitteln nicht imſtande, 
ſo ſollten ſie wenigſtens alle Beſtrebungen nach dieſer 
Richtung, namentlich aber die Bildung und Tätigkeit 
gemeinnütziger Vereine zur Begründung von Volks⸗ 
bädern durch Ueberlaſſung eines geeigneten Bau⸗ 
grundſtückes oder durch Hergabe von Kapital zu ge⸗ 
ringem Zinsfuß oder durch Uebernahme der Bürg⸗ 
ſchaft für Darlehn aus der Landesverſicherungs⸗ 
anſtalt oder durch regelmäßige Zuſchüſſe unterſtützen. 
Eine wirkſame Förderung wird dem öffentlichen 
Badeweſen ſchon durch koſtenloſe Lieferung des 
Waſſers aus einer vorhandenen Waſſerleitung zu⸗ 
teil werden. Auch können die Gemeinden zu den 
Koſten für die Benutzung der Badeeinrichtung ſeitens 
der minderbemittelten Volksklaſſen oder der Schul⸗ 
kinder Beihilfen gewähren oder die Koſten in dieſen 
Fällen ganz übernehmen. Auf dieſe Weiſe laſſen 
ſich auch die Badeanſtalten, welche nicht im Beſitz 
der Gemeinden oder von Vereinen ſind, als Volks⸗ 
bäder nutzbar machen. 

Wie bei allen Zweigen der Wohlfahrtspflege 
müſſen auch hierbei Behörden und Vereine Hand in 
Hand gehen; beſonders können die beamteten Aerzte 
erfolgreich mitwirken, indem ſie fortgeſetzt auf die 
großen Vorzüge einer regelmäßigen körperlichen 
Reinigung hinweiſen und durch Belehrung und Auf⸗ 
klärung der Bevölkerung das Intereſſe für die Be⸗ 
ſchaffung von Volksbädern wachrufen. Wo beratende 
Körperſchaften für geſundheitliche Angelegenheiten 
(Geſundheitskommiſſionen) vorhanden ſind, bieten 
deren Sitzungen die beſte Gelegenheit, für das öffent⸗ 
liche Badeweſen einzutreten. 

B. Beſondere Maßnahmen für die Badeanſtalten. 
I. Badeanſtalten im Freien. 

Fluß⸗ und ſonſtige Bade⸗ und Schwimmanſtalten 
im Freien ſind möglichſt oberhalb des Ortes, jeden⸗ 
falls aber ſo anzulegen, daß das Badewaſſer keine 
unreinen Zuflüſſe erhält. Bei Waſſerlaufen mit 
Schiffsverkehr ſind periodiſche bakteriologiſche Prü⸗ 
fungen des Badewaſſers vorzunehmen. Um den zum 
Baden benutzten Teil des Gewäſſers von fremden 
Gegenſtänden und gröberen Verunreinigungen frei 
zu halten, ſoll das Badewaſſer durch ein bis nahe 
auf den Boden reichendes Gitter abgegrenzt ſein. 
Der für Schwimmer beſtimmte Teil iſt von dem für 
Nichtſchwimmer beftimnten Badegebiete in geeigneter 
Weiſe abzugrenzen. 

Um Verletzungen der Badenden zu vermeiden, 
ſoll der Boden frei ſein von Steinen und ſcharfen 
Gegenſtänden. Auch müſſen die Laufbretter, um ſie 
ſplitterfrei zu erhalten, und das Ausgleiten zu ver⸗ 
hüten, gehörig abgekantet, höͤchſtens 15 cm breit und 
quer zum Schritt gelegt ſein, zwiſchen ihnen müſſen 
Fugen von mindeſtens 1 om Weite gelaſſen werden, 
um das Abfließen des Waſſers zu erleichtern. Außer⸗ 
dem iſt es zweckmäßig, die Bretter des Fußbodens 
mit Oelfarbenanſtrich zu verſehen und ſie mit dünnen 


Kokosläufern oder anderen geeigneten Stoffen zu 
belegen. Zum Einſteigen in das Waſſer ſind Treppen 
und Leitern anzubringen. Sprungbretter dürfen nur 
über einer Waſſertiefe von mindeſtens 3 m anges 
bracht werden. 

Auskleidehallen oder eine genügende Anzahl von 
verſchließbaren Auskleidezellen ſind vorzuſehen, ebenſo 
ein Raum zum Aufbewahren der Badewäſche und 
ein Platz zum Trocknen. Zum bequemen Ableſen 
der Lufttemperatur ſind Thermometer aufzuhängen. 
Auch ſind Tafeln mit der jeweiligen Temperatur⸗ 
angabe aufzuſtellen ſowie Vorkehrungen für die ſichere 
Aufbewahrung von Wertgegenſtänden zu treffen. 

Aborte und Piſſoire müſſen vorhanden ſein. Die 
Abwäſſer und Fäkalien dürfen nicht in das Ge⸗ 
wäſſer geleitet werden. 

Auf die Bereithaltung der zur Rettung Verun⸗ 


glückter erforderlichen Apparate, Boot, Stangen, 
Rettungsleine, Gürtel, Wiederbelebungsmittel, Ver⸗ 
bandfaften uſw. ift Bedacht zu nehmen. Es ift dafür 
zu ſorgen, daß unter dem Badeperſonal mindeſtens 


eine des Schwimmens und Tauchens kundige, tun⸗ 
lichſt als Schwimmlehrer, jedenfalls aber in der 
erſten Hilfeleiſtung ausgebildete Perſon vorhanden 
iſt. Eine Anleitung zur Wiederbelebung Ertrunkener 


N 


oder Scheintoter wird in Plakatform deutlich und 


lesbar an geeigneten Stellen anzubringen ſein. 
II. Wannen-, Brauſe⸗ und Hallenbäder. 
a) Allgemein. 

In erſter Linie iſt eine gute Waſſerverſorgung 
und gute Entwäſſerung ſicherzuſtellen. Iſt eine 
Waſſerleitung am Orte vorhanden, ſo iſt, ſofern der 
Preis des Waſſers hinreichend niedrig iſt, der An⸗ 
ſchluß an dieſe zweckmäßig. Sonſt müſſen für große 
Anſtalten mindeſtens zwei, für kleinere ein Brunnen 
angelegt werden, deſſen hinreichende Ergiebigkeit vor 
dem Bau feſtzuſtellen iſt. In der Regel ſoll das 
Waſſer aus dem Brunnen durch eine Maſchine auf 
die erforderliche Höhe gehoben werden. Handbetrieb 
iſt nur für ganz kleine Badeanſtalten zuläſſig. Iſt 
das Waſſer ſo eiſenhaltig, daß Eiſenſchlamm raſch 
und ſtark nach der Förderung ausfällt, ſo iſt 
es unmittelbar nach der Hebung zu enteiſenen. 

Es iſt dahin zu wirken, daß jede Anſtalt, bei 
Anſtalten mit Abteilungen für männliche und weib⸗ 
liche Perſonen jede Abteilung, einen hellen, hin⸗ 
reichend großen, heizbaren und gut zu lüftenden 
Warteraum hat. Eine ausreichende Trinkwaſſerver⸗ 
ſorgung, Aborte, Piſſoire, Müllbehälter, Wäſchevor⸗ 
ratsräume, auch eine Wäſcherei, Wäſchetrockenräume 
ſind vorzuſehen, ſofern die Wäſche nicht an einer 
anderen Stelle außerhalb der Badeanſtalt gewaſchen 
und getrocknet wird. 

Der Fußboden der Badezellen wird ſo zu legen 
ſein, daß kein Waſſer in dieſe treten kann; wenn 
irgend möglich, ſoll eine Fußbodenentwäſſerung vor 
handen ſein. 
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Neuanlagen mit mehreren Abteilungen find mög» 
lichſt fo einzurichten, daß durch Schließung einzelner 
Zwiſchentüren ein Teil der Frauenabteilung auch 
von Männern und umgekehrt benutzt werden kann. 

b) Wannenbäder. 

1. Die Zellen ſollen nicht unter 3 m Höhe und 
nicht unter 2,5 (2,0 qm Grundfläche und müſſen 
gutes Tageslicht haben, heizbar und gut zu lüften 
ſein. Verbindungstüren zu anderen Zellen ſind zu 
vermeiden. 

Die Innenwände ſind glatt und bis 1,5 m Höfe 
abwaſchbar mit ausgerundeten Ecken herzuſtellen; 
der Fußboden ſoll waſſerdicht ſein und iſt mit einer 
an ein Abflußrohr anſchließenden Abflußeinrichtung 
zu verſehen. Die Türen dürfen nicht ins Freie 
führen; ihr Verſchluß iſt ſo einzurichten, daß er vom 
Badewärter von außen geöffnet werden kann. 

2. Die Badewannen können aus Zinkblech, email⸗ 
liertem Gußeiſen, Fayence, Porzellan, Mauerwerk 
oder Beton, mit Kachelauskleidung, Terrazzo, Kupfer, 
nickelplattiertem Eiſen⸗, Stahl⸗ oder Kupferblech, auch 
Holz beſtehen. Die Innenwandung muß glatt und 
leicht zu reinigen ſein, der Boden iſt etwas geneigt 
nach der Abflußöffnung herzustellen. Wenn der 
Abfluß nach einem Schmutzwaſſerkanal erfolgt, fo 
ift für einen ſicheren Waſſergeruchverſchluß zu ſorgen. 

Der Rauminhalt der Wanne iſt ſo zu bemeſſen, 
daß der Waſſerinhalt nicht unter 200 1 beträgt. 
Die Wannen ſollen im Boden mindeſtens 1,25 m 
i. L. lang und 0,5 m breit ſein; nach oben ſind ſie 
zu erweitern. Die Wannen, die nicht aus Beton 
oder Mauerwerk mit Auskleidung beſtehen, ſind 
weder mit der Zufluß⸗ noch mit der Abflußleitung 
feſt zu verbinden, ſo daß ſie vom Badeperſonal leicht 
bei ſeite geſtellt werden können, um eine gründliche 
Reinigung unter und hinter ihnen zu ermöglichen. 
Es muß deshalb der Waſſereinfluß von oben über 
den Rand der Wanne erfolgen. Das Abflußventil 
muß in der Ebene des Wannenbodens liegen, damit 
über dem Ventil oder dem Abflußhahn kein mit der 
Wanne in Verbindung ſtehender Hohlraum entſteht, 
der nicht gereinigt werden kann. Ueber der Wanne iſt 
eine Brauſeeinrichtung für kaltes Waffer anzubringen. 

3. Für Kranke mit Hautausſchlägen ſollen be⸗ 
ſondere Wannen (nicht aus Holz) vorhanden ſein 
und jedesmal nach Gebrauch desinfiziert werden. 

4. In jeder Zelle ſoll ſich ein 100 teiliges Ther⸗ 
mometer, ein Spiegel, ein Stuhl oder eine Bank, 
eine Badevorlage, einige Kleiderhaken (an nicht ab⸗ 
färbender Wand), ein Stiefelknecht, eine bis zur 
Hälfte mit Waſſer oder Sägeſpänen gefüllter Spuck⸗ 
napf, ein Nachtgeſchirr ſowie ein vom Badenden 
aus der Wanne leicht erreichbarer Druckknopf oder 
Klingelzug befinden, durch welchen das Badeperſonal 
jederzeit in die Zelle gerufen werden kann. 

c) Brauſebäder. 

1. Die Zellen beſtehen zweckmäßig aus einem 

Auskleide⸗ und einem Brauferaum, für welchen ſich 


eine Mindeſt⸗Grundfläche von je 1 qm i. L. empfiehlt. 
Die Trennungswände zwiſchen den einzelnen Zellen 
müſſen mindeſtens 2,25 m hoch fein. 

2. Außer der ſchräg zu ſtellenden Kopfbrauſe iſt 
es zweckmäßig, eine Seiten⸗ und eine Unterbrauſe 
anzubringen. Alle drei ſollen möglichſt gleichzeitig 
durch einen Zug oder dergl. in Tätigkeit geſetzt 
werden können, müſſen aber auch einzeln benutzbar 
ein. 

f 3. Im Fußboden iſt ein Fußbaſſin mit Ab⸗ und 
Ueberlauf vorzuſehen, deſſen Waſſerſtand dem Baden⸗ 
den bis über die Knöchel reichen muß. Daſelbſt 
iſt auch ein ſchmaler Wandſitz anzubringen, damit 
der Badende ſich bequem die Füße waſchen kann. 

4. Der Fußboden, welcher reichliches Gefälle haben 
muß, ſoll einen Lattenroſt erhalten, der leicht ent⸗ 
fernbar iſt. 1 Pr Al: 

5. Die Waſſermenge für ein Brauſebad iſt nicht 
unter 80 1 anzunehmen. Be 

6. Das Brauſewaſſer foll, wenn möglich, den 
Brauſen mit der vorgeſchriebenen Temperatur (minde⸗ 
ſtens 35° O) entſtrömen. Durch einen einfachen 
Kaltwaſſerhahn ſoll es dem Badenden jedoch ermög⸗ 
licht werden, dieſe Temperatur nach Belieben zu 
erniedrigen. 

7. Das Inventar einer Zelle ſoll aus einer Sitz⸗ 
bank, einem kleinen Spiegel, einigen Kleiderhaken 
(an nicht abfärbender Wand) einem Stiefelknecht 
und aus einem bis zur Hälfte mit Waſſer oder 
Sägeſpänen gefüllten Spucknapf beſtehen. 

d) Hallen: (Schwimm-) Bäder. 

1. Zur Vermeidung des Hineinſchleppens von 
Straßenſchmutz in die Halle ſind geeignete Vor⸗ 
kehrungen (durch Trennung der äußeren Umgänge 
der Auskleidezellen von den inneren, Anlegung 
beſonderer Fußbekleidung, gründliche Reinigung des 
Schuhwerks vor dem Eintritt uſw.) zu treffen. 

2. Der Fußboden muß aus nicht zu glattem, leicht 
zu reinigendem Material beſtehen; die Wände ſollen 
glatte, leicht zu reinigende Flächen darbieten. 

3. Für eine hinreichende Zahl von möglichſt ver⸗ 
ſchließbaren Auskleidezellen iſt zu ſorgen. Auch ſind 
Vorkehrungen für die ſichere Aufbewahrung von 
Wertgegenſtänden zu treffen. 

4. Eine Anzahl Reinigungsbäder (am beſten 
Brauſebäder), in Frauenabteilungen auch Sitzwannen, 
ſind vorzuſehen. 

5. An den Wänden des Baſſins ſind Ueberläufe 
mit dauernder Selbſtreinigung oder Spucknäpfe 
anzubringen. 

6. Aborte und Piſſoire, die für Badende von der 
Baſſinhalle zugänglich ſind, müſſen vorhanden ſein. 
III. Betrieb der Badeanſtalten. 

Die Leitung des Betriebes ſoll nur zuverläſſigen, 
in der Badepflege gut ausgebildeten Perſonen über⸗ 
tragen werden. Auszuſchließen ſind Perſonen, welche 
die Heilkunde gewerbsmäßig ausüben, ohne dazu 
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ſtaatlich anerkannt zu fein, oder dieſes Gewerbe 
früher betrieben haben. 

Es ſollen nur unbeſcholtene und geſunde Perſonen 
als Badeperſonal angenommen werden. 

Es empfiehlt ſich auch, für den Betrieb beſtimmte 
Vorſchriften zu geben, die durch eine Betriebsordnung 
dem Betriebsperſonal bekannt zu geben und von 
jedem Angeſtellten zu unterſchreiben ſind. 

Die Waſſertemperatur der Wannen⸗ und Brauſe⸗ 
bäder ſoll mindeſtens 350, die des Hallenbades 
(Schwimmbaſſins) mindeſtens 20 betragen. 

In der ganzen Badeanſtalt ſoll die größte 
Sauberkeit herrſchen. Die Badewannen ſind nach 
jedem genommenen Bade zu reinigen und auszu⸗ 
ſpülen. Die Wannen: und Brauſezellen find täglich 
mit Waſſerſpülung gründlich zu reinigen, insbeſondere 
auch unter und hinter den Wannen. 

Das Waſſer des Schwimmbaſſins iſt möglichſt 
täglich, mindeſtens aber zwei mal in der Woche zu 
erneuern; es iſt ein ſtändiger allmählicher Zu⸗ und 
Abfluß vorzuſehen. Der Fußboden iſt täglich zu 
reinigen. 

Kämme und Bürften ſollten überhaupt nicht in 
der Badeanſtalt entliehen, ſondern von den Badenden 
mitgebracht werden. 

Für jede Badeanſtalt iſt eine Badeordnung aufzu⸗ 
ſtellen und in jeder Halle, den Warteräumen, der 
Schwimmhalle uſw. bequem lesbar aufzuhängen. 
Sie muß wenigſtens enthalten: 

1. den Preis der Bäder; 

2. die Höchſtdauer des Aufenthalts, einſchließlich 
Aus⸗ und Ankleiden (für Wannenbäder und 
Hallenbäder 45, für Brauſebäder 30 Min.); 

3. eine Beſtimmung, daß Perſonen mit anſteckenden 
oder ekelerregenden Krankheiten und Wunden 
die Bäder nicht benutzen dürfen und daß Per⸗ 
ſonen mit entſtellenden Mißbildungen von 
Hallen⸗ und gemeinſamen Brauſebädern aus⸗ 
geſchloſſen ſind. 

Wünſchenswert iſt auch eine Beſtimmung, 
daß jeder Badegaſt, der das Schwimmbaſſin 
eines Hallenbades benutzen will, zuvor ein 
Reinigungs⸗(Brauſe⸗ Bad nehmen muß. 

Wenn Badezellen, Schwimmanſtalten oder Hallen⸗ 
bäder von Männern und Frauen benutzt werden 
ſollen, ſo iſt zwiſchen die Benutzungszeiten eine 
genügende freie Zeit (¼ bis ½¼ Stunde) zu legen. 
Während der Frauenbadezeit darf der Baderaum 
nur von Frauen und Mädchen, ſowie Knaben unter 
8 Jahren betreten werden, doch muß bei Schwimm⸗ 
bädern möglichſt ein tauch⸗ und ſchwimmkundiger 
Wärter für Notfälle zur Hand ſein, ſofern nicht 
eine vorſchriftsmäßig ausgebildete und geprüfte 
Schwimmlehrerinn vorhanden iſt. 

An die Herrn Landräte, Oberbürgermeiſter und 
Kreisärzte. 

Die Beſtrebungen zur Förderung des Volksbade⸗ 


hervorgeht, auch im hieſigen Bezirk nicht ohne Erfolg 
geblieben. So iſt in einigen größeren Städten durch 
Errichtung von Volksbadeanſtalten mit Brauſe⸗ u. 
Wannenbädern in höherem Maße als früher Gelegen⸗ 
heit zum Baden geboten, eine Anzahl Fabrikbetriebe 
hat zweckmäßige Badeeinrichtungen für ihre Arbeiter 
getroffen, und von einzelnen Gemeinden ſind bei 
Neubauten von Schulen Brauſebäder vorgeſehen 
worden. Immerhin beſteht noch ein großer Mangel 
an Badegelegenheit, deſſen Beſeitigung in Anbetracht 
der hohen Bedeutung für die Volksgeſundheit eine 
wichtige Aufgabe der öffentlichen Geſundheitspflege 
bildet. 

Ich erſuche daher, Sich die Förderung des öffent⸗ 
lichen Badeweſens angelegen ſein zu laſſen und auf 
die kommunalen Körperſchaften, ſowie auf die frei⸗ 
willigen Wohlfahrtsorganiſationen dahin einzuwirken, 
daß ſie auch dem Badeweſen ihre Aufmerkſamkeit 
zuwenden und bei ihren Beſtrebungen auf dieſem 
Gebiete nach den Anregungen der obigen von dem 
Herrn Miniſter der Medizinalangelegenheiten erlaſſenen 
Anleitung verfahren. Bei der Prüfung von Anträgen 
auf Erteilung der baupolizeilichen Genehmigung von 
Badeanſtaltsanlagen iſt ein Gutachten des Kreis⸗ 
arztes einzuholen. N 

Bei der Beſichtigung von Badeanſtalten, die durch 


die Kreisärzte nach § 107 der Dienſtanweiſung zu 


erfolgen hat, iſt die Anleitung unter Berückſichtigung 
der beſonderen örtlichen Verhältniſſe zu beachten. 
Vorgefundene Mängel ſind den Landräten bezw. 
Oberbürgermeiſtern behufs Abſtellung mitzuteilen. 

Sofern beſondere Verordnungen über das öffent⸗ 
liche Badeweſen erlaſſen werden, erſuche ich, mir 
einen Abdruck einzureichen. 

Frankfurt a. O., den 4. Auguſt 1910. 

J A. 3544. Der Regierungspräſident. 
489. Erteilung von Leichenpäſſen. 

Unter Abänderung der Ordres vom 9. Juni 1833, 
16. Mai 1857 und 5. Juli 1886 iſt die Befugnis 
zur Ausſtellung von Leichenpäſſen den Land⸗ 
räten und den Polizeiverwaltungen der Stadt⸗ 
kreiſe ſelbſtändig übertragen, während die oußer dem 
zur Erteilung von Leichenpäſſen ermächtigten Polizei⸗ 
behörden pp. ſich hierzu der von den Landräten 
vollzogenen Blanketts zu bedienen haben. 

Frankfurt a. O., den 9. Auguſt 1910. 

I. A. 3747/10. Der Regierungspräſident. 
490. Biß verletzungen durch tolle und tollwut⸗ 
verdächtige Tiere. 

Auf Anordnung des Herrn Miniſters der Medi⸗ 
zinalangelegenheiten ſind in die Berichte über die 
amtlich gemeldeten Fälle von Bißverletzungen durch 
tolle und tollwutverdächtige Tiere auch diejenigen 
Perſonen aufzunehmen, die von tollwutkranken 
Menſchen verletzt wurden, ſowle diejenigen, die ſich, 
ohne gebiſſen oder gekratzt worden zu ſein, der Ge⸗ 
fahr einer Infektion durch kranke Tiere oder Menſchen 
ausgeſetzt und deshalb einer Schutzimpfung unter⸗ 


weſens find, wie aus den ſ. Zt. erſtatteten Berichten zogen hatten. 


— 


un 


— 
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Bei Todesfällen iſt in jedem Falle anzugeben, ob 
eine örtliche Behandlung unmittelbar nach der Ver⸗ 
tegung erfolgte und welcher Art dieſe war, ob der 
Tod an Tollwut oder an einer anderen Krankheit 
erfolgte, und in welcher Weiſe das Vorliegen von 
Tollwut feiigeftellt wurde, insbeſondere ob Leichen⸗ 
teile mikroſkopiſch oder durch den Tierverſuch im 
Inſtitut für Infektionskrankheiten in Berlin oder 
im Hygieniſchen Univerfitätsinftitut in Breslau 
unterſucht wurden. 
„ Die Herren Landräte, Oberbürgermeifter und 
Kreisärzte erſuche ich unter Bezugnahme auf die 
Verfügung vom 18. 9. v. Js. — I A. 7195 — 
hiernach zu verfahren. 

Frankfurt a. O., den 13. Auguſt 1910. 

I A. 3781. Der Regierungspräfident. 

491. Perſonalveränderungen der Tierärzte. 
Tierärzte, die zur ‚Ausübung der Praxis im 
Regierungsbezirk ihren Wohnfig nehmen oder tier⸗ 


ärztliche Vertretung ausüben, haben ſich auf Grund 
Kreis: a R 


der 88 3 und 7 der Polizeiverordnung vom 4. Juli 
1902 (A.⸗Bl. Nr. 29 S. 190) bei dem zuſtändigen 
Kreistierarzte zu melden und dieſem jeden Wechſel 
des Wohnortes anzuzeigen. 

Die Herren Kreistierärzte erſuche ich, mir nach 
dem unten angegebenen Muſter alsbald jede Ver⸗ 
änderung des tierärztlichen Perſonals mitzuteilen. 

Auf Tierärzte des aktiven Militärſtandes finden 
die gedachten Beſtimmungen keine Anwendung; ſie 
find nur verpflichtet, falls fie Privatpraxis ausüben 
wollen, dies dem zuſtändigen Kreistierarzte anzuzeigen. 

Die Verfügung vom 10. April v. Is. (A.⸗Bl. 
Nr. 16 S. 93), ſowie die an die Herren Landräte 
und Oberbürgermeiſter am 15. September 1886 
1A 5043 ergangene Verfügung werden aufgehoben. 

Ich werde die mir von den Kreistierärzten zu⸗ 
gehenden Anzeigen an die Herren Landräte und 
Oberbürger meiſter abgeben. N 

Frankfurt a. O., den 11. Auguſt 1910. 


Vor⸗ und Zuname 


T 


ag Jahr 
— — — 2 


492. Fiſchereiaufſeher. 

Den Förſter Scheffler zu Bußberg, Kr. Arnswalde, 
habe ich zum Fiſchereiaufſeher über die zu feinem Dienſt⸗ 
bezirk gehörigen forſifiskaliſchen Gewäſſer ernannt. 

Frankfurt a. O., den 3. Auguſt 1910. 

J A. 3480. Der Regierungspräfident. 
493. Veteranenbeihilfen. 

Die gemäß meiner Rundverfügung vom 4. Sep⸗ 
tember 1905 zum 10. September J. J. zu erſtat⸗ 
tenden Anzeigen der Zahl der bis Ende März des 
folgenden Jahres zur Gewährung einer Veteranen 
beihilfe vorausſichtlich noch in Vorſchlag zu bringenden 
Veteranen können künftig unterbleiben. 

An die Herren Landräte und Polizeiverwal⸗ 
tungen der Stadttreiſe. 

Frankfurt a. O., den 10. Auguſt 1910. 

I M. 491. 10. Der Regierungspräſident. 


494. Ermittelung eines Kraftfahrzeuges. 
Am 2. Juli d. Js. hat ein Kraftwagen mit dem 
länglichrunden Kennzeichen 4951 die Stadt Hof 
durchfahren, ohne daß die Inſaſſen der ihnen zuge⸗ 
rufenen Aufforderung, den Pflaſterzoll zu entrichten, 
nachgekommen ſind. Da ein Kennzeichen mit dieſer 
Nr. bisher nicht ausgegeben worden ift, liegt der 
Verdacht einer Fälſchung vor. 

Die Polizeibehörden erſuche ich, den Kraftwagen 
mit den Inſaſſen im Betretungsfalle anzuhalten und 


1 Bg. 3232. Der Regierungspräſident. 
Abgelegte Datum 

Geburts⸗ . [freistierärzt: | etwaiger 
Religion ſſiche Prüfung Aus⸗ 


Ort Tag | Jahr zeichnungen 


n 


die Strafverſolgung wegen der Zuwiderhandlung 
berbetzuführen. 

Frankfurt a. O., den 15. Auguſt 1910. 
TANK. 81. Der Regierungspräfident. 
495. Zeitſchrift „Die Alkoholfrage“. 

Die Herren Landräte und Bürgermeiſter mache 
ich auf die vom „Deutſchen Verein gegen den Miß⸗ 
brauch geiſtiger Getränke“ Berlin W. 15, Uhland⸗ 
ſtraße 156, herausgegebene Zeitſchrift „Die Alkohol⸗ 
frage“ empfehlend aufmerkſam. Sie erſcheint viertel: 
jährlich und koſtet im Jahresabonnement 6 Mark. 

Frankfurt a. O., den 13. Auguſt 1910. 

I A. 3408. Der Regierungspräftdent. 
496. Einziehung von Reichskaſſenſcheinen. 

Der Bundesrat hat auf Grund des § 2 des Ge⸗ 
ſetzes zur Aenderung des Geſetzes, betreffend die 
Ausgabe von Reichskaſſenſcheinen, vom 5. Juni 1906 
(Reichs⸗Geſetzbl. S. 730), folgende Beſtimmung ge⸗ 
troffen: 

Die mit dem Datum vom 10. Januar 1882 aus⸗ 
gefertigten Reichskaſſenſcheine zu 50, zu 20 und zu 
5 Mark ſowie die mit dem Datum vom 5. Januar 
1899 ausgefertigten Reichskaſſenſcheine zu 50 Mark 
werden vom 1. Januar 1911 ab nur noch bei der 
Königlich Preußlſchen Kontrolle der Staatspapiere 
eingelöft. 

Berlin, den 28. April 1910. 

Der Reichskanzler. 
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Die Herren Landräte und Oberbürgermeiſter 
werden erſucht, vorſtehende Bekanntmachung durch 
die zu amtlichen Bekanntmachungen beſtimmten 
Blätter, ſoweit dies ohne Koſten für die Staatskaſſe 
geſchehen kann, verbreiten oder wenigſtens auf ſie 
hinweiſen zu laſſen. 

Frankfurt a. O., den 6. Auguſt 1910. 

588. 10. Königliche Regierung. 
497. Verkaufszeit in Neu⸗Petershain. 

Nachdem eine größere Zahl von Gewerbetreibenden 
die Anordnung des Achtuhrladenſchluſſes für die offenen 
Verkaufsſtellen der ſämtlichen Ladengeſchäfte während 
des ganzen Jahres mit Ausnahme der Vorabende der 
Sonn: und Feſttage in der Landgemeinde Neu: Peters: 
hain beantragt hat, wird hiermit bekannt gemacht, daß 
der Herr Amtsvorſteher in Neu⸗Petershain von mir 
zum Kommiſſar behufs Feſtſtellung der gemäß 8139 f 
Abſatz 1 der Gewerbeordnung in der Faſſung vom 
26. Juli 1900 erforderlichen Zahl von zwei Dritteln 
der beteiligten Geſchäftsinhaber ernannt worden iſt. 

Frankfurt a. O., den 6. Auguſt 1910. 

(I. Bg. 2802.) Der Regierungspräſident. 
498. Hauskollekte. 

Dem Evangeliſch⸗Kirchlichen Hilfsverein in 
Potsdam iſt die Genehmigung erteilt worden, in den 
Monaten Januar und Februar 1911 bei den evan⸗ 
geliſchen Haushaltungen der Provinz Brandenburg 
eine Hauskollekte abzuhalten. 

Frankfurt a. O., den 10. Auguſt 1910. 

I B. 2338. 10. Der RKegierungspräfident. 
499. Errichtung des „Lutherheims“ in Berlin, 

Die im Jahre 1883 begründete Deutſche Luther⸗ 
ſtiftung, die ſich zur Aufgabe geſtellt hat, evangeliſchen 
Pfarrern und Lehrern, insbeſondere denen auf dem 
Lande, die Erziehung der Kinder zu erleichtern durch 
Gewährung von Stipendien und durch den Nachweis 
von Penſionen und Unterrichtsanſtalten für die 
berufliche Ausbildung der Kinder, auch durch Gründung 
eigener entſprechender Anſtalten, hat nunmehr auf 
dem Grundſtücke Müllenhofitraße Nr. 5 in Berlin 
das zur Aufnahme von Pfarrer⸗ und Lehrertöchtern, 
die nach ihrer Konfirmation zur Ausbildung in irgend 
einem Berufe die Großſtadt aufſuchen, dienende 
„Lutherheim“ errichtet. 

Das Nähere ergibt ſich aus dem nachſtehend ab⸗ 
gedruckten Proſpekt des Vorſtandes des Zentral⸗ 
Vereins der Deutſchen Lutherſtiftung vom Juni 1910. 
Weitere Exemplare ſtehen im Bureau des Vereins 
zur Verfügung. Baldige Anmeldungen ſind erwünſcht. 

Proſpekt. 

Das Lutherheim, von der unter dem Protektorate 
Sr. Majeſtät des Kaiſers ſtehenden Deutſchen Luther⸗ 
ſtiftung gegründet, nimmt Töchter von Pfarrern und 
Lehrern, die nach ihrer Konfirmation zur Ausbildung 
in irgend einem Berufe die Großſtadt auſſuchen, auf. 

Die Sorge um die Fortbildung der Töchter zur 
Erlangung eines ſelbſtändigen Berufs laſtet in 
unſerer Zeit ſchwer auf den Familien der Pfarrer 


und Lehrer, namentlich, wenn ſie durch ihren Beruf 
gezwungen ſind, fern von den Bildungsſtätten auf 
dem Lande zu leben. Darum hat die Deutſche 
Lutherſtiftung, die, um eine Dankesſchuld dem großen 
Reformator für die Begründung des evangeliſchen 
Pfarrhauſes und der deutſchen evangeliſchen Volks⸗ 
ſchule abzutragen, ſeit dem Lutherjahre 1883 ſich 
die Erleichterung der Erziehung von Kindern 
evangeliſcher Pfarrer und Lehrer zur Aufgabe ſtellt, 
dieſes — S. 59, Müllenhofſtr. 5 belegene — Haus 
begründet und wird es am 1. Oktober d. Is. eröffnen. 

In chriſtlicher Hausordnung wird es den jungen 
Mädchen ein geſundes und behogliches Heim bieten, 
darin ſie, vor den Verſuchungen des großſtädtiſchen 
Lebens bewahrt, einen Erſatz ihres Elternhauſes 
finden und von dem aus ſie die Bildungsſtätten 
der Großſtadt benutzen können. 

Das neuerbaute, modern eingerichtete Haus kann 
50 junge Mädchen aufnehmen und bietet gegen eine 
Penſion von 600 bis 800 Mk., je nach der Wahl 
des Zimmers, neben Wohnung, Heizung volle Ver⸗ 
pflegung. = 

Soweit angängig, ſtellt das Haus auch einige 
Zimmer mit voller Penſion den in Berlin angeſtellten 
Lehrerinnen zur Verfügung. 

Anmeldungen werden von dem Vorſtand des 
Zentral⸗Vereins der Deutſchen Lutherſtiftung — 
Berlin W. 9, Köthenerſtraße 38 — entgegen⸗ 
genommen. 

Frankfurt a. O., den 3. Auguſt 1910. 

II S. 3650. 10. Königliche Regierung, 
Abteilung für Kirchen⸗ und Schulweſen. 


Andere Behörden, 


500. Durchſtich der Havel⸗Oder⸗Waſſerſtraße 
für Schiffahrt. 

Der Durchſtich von km 21 der Havel⸗Oder⸗ 
Waſſerſtraße nach der Oranienburger Havel iſt fertige 
geſtellt und für die Schiffahrt geöffnet. Die Oranien⸗ 
burger Havel wird von km 1,55 bis 2,99 zuge⸗ 
ſchüttet und für die Schiffahrt geſperrt. Der Teil 
von km 0 bis 1,55 bleibt für den Ortsverkehr offen. 
Die Zufahrt zu der oberhalb der Borgsdorfer Brücke 
gelegenen Strecke der Oranienburger Havel von 
km 2,99 an aufwärts muß von jetzt an durch den 
neu eröffneten Durchſtich an der Pinnower Brücke 
bei km 21,00 der Havel⸗Oder⸗Waſſerſtraße erfolgen. 

Potsdam, den 1. Auguſt 1910. 

Der Regierungspräſident 
als Chef der Verwaltung der Märkiſchen Waſſerſtraßen. 
501. Bei der infolge unſrer Bekanntmachung vom 
9. v. Mts. heute geſchehenen öffentlichen Verloſung 
von 3½ % Rentenbriefen der Provinz Branden⸗ 
burg ſind folgende Stücke gezogen worden: 
Litt. F zu 3000 M. 4 Stück und zwar: Nr. 150 
196 467 726. 
„ H zu 300 M. 4 Stück und zwar: Nr. 125 
143 362 455. 
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Litt. 1 zu 75 M. 4 Stück und zwar: Nr. 69 77 
168 224. 

„ K zu 30 M. 1 Stück und zwar: Nr. 66. 

Die Inhaber dieſer Rentenbriefe werden auf⸗ 
gefordert, dieſelben mit den dazu gehörigen Zins⸗ 
ſcheinen Reihe III Nr. 7—16 nebſt Erneuerungsſchein 
bei der hieſigen Rentenbankkaſſe, Kloſterſtraße 
Nr. 76 I, vom 2. Januar 1911 ab an den Werk⸗ 
tagen von 9 bis 1 Uhr einzuliefern, um hiergegen 
und gegen Quittung den Nennwert der Rentenbriefe 
in Empfang zu nehmen. 

Vom 1. Januar 1911 ab hört die Verzinſung der 
ausgeloſten Rentenbriefe auf; dieſe ſelbſt verjähren 
mit dem Schluſſe des Jahres 1921 zum Vorteil 
der Rentenbank. Die Einlieferung ausgeloſter 
Kentenbriefe an die Rentenbankkaſſe kann auch durch 
die Poſt portofrei und mit dem Antrage erfolgen, 
Wa Geldbetrag auf gleichem Wege übermittelt 
werde. 

Die Zuſendung des Geldes 
Gefahr und Koſten des Empfän 
Summen bis zu 800 M. 
ſofern es ſich um Summen 
iſt einem ſolchen Antrag 
Quittung beizufügen. 

Berlin, den 11. Auguſt 1910. 

3 Königliche Direktion 

der Rentenbank für die Provinz Brandenburg. 
502. Durch Beſchluß des Bundesrats vom 29. Juni 
d. Jg. iſt die Weinzollordnung abgeändert worden. 
Die Abänderungen treten mit dem 1. September 
d Is. in Wirkſamkeit. Die Weinzollordnung in 
der geänderten Faſſung wird in einem vom Reichs⸗ 
ſchatzamte demnächſt herauszugebenden „Sechſten Nach⸗ 
trag zu der Anleitung für die Zollabfertigung“ ver⸗ 
öffentlicht werden, welcher bei den Zollſtellen einge⸗ 
ſehen werden kann. 

Berlin, den 8. Auguſt 1910. 

Die Oberzolldirektion. 
503. In Zechow iſt bei der Poſthilfsſtelle eine 
Telegraphenanſtalt mit öffentlicher Fernſprechſtelle 
eröffnet worden. 

Kaiſerliche Qber⸗Poſtdirektion Frankfurt a. O. 

904. Perſonalnachrichten. 

a) Seine Majeſtät der Kalſer und König haben 
dem Kreisbauinſpektor Hamm in Arnswalde den 
Charakter als Baurat mit dem perſönlichen Range 
der Rate IV. Klaſſe Allergnädigſt zu verleihen geruht. 

b) Der Kataſterkontrolleur, Steuerinſpektor Paſtorff 
in Züllichau iſt mit der Verwaltung des Kataſter⸗ 
amtes Kottbus vom 1. Oktober d. Js. ab an Stelle 
des verſtorbenen Steuerinfpeftors Schollmeyer be; 
traut worden. 

o) Der Kataſterkontrolleur Walter Knauſt in Köslin 
iſt mit der Verwaltung des Kataſteramtes Züllichau 
vom 1. Oktober d. J. ab an Stelle des nach Cottbus 
verſetzten Kataſterkontrolleurs, Steuerinſpektors 
Paſtorff betraut worden. 


geſchieht dann auf 
gers, und zwar bei 
durch Poſtanweiſung, 
über 800 M. handelt, 
eine ordnungsmäßige 


d) Der Ingenieur William Hintze, mit dem Wohn⸗ 
ſitz in Südende bei Berlin, iſt zum techniſchen Auf⸗ 
ſichts⸗ und Rechnungsbeamten der Sektion III der 
Lagereiberufsgenoſſenſchaft ernannt worden. Der 
Bezirk der Sektion III umfaßt u. a. auch die Provinz 
Brandenburg. 

e) Der Oberlehrer an der Landwirtſchaftsſchule 
in Salzwedel Rebentroſt ift vom 1. Oktober d. Is. 
ab als Oberlehrer an dem Gymnaſtum in Guben 
angeſtellt worden. e 

f) Der Kandidat des höheren Lehramts Jurzke 
iſt vom 1. Oktober d. Is. ab als Oberlehrer an 
dem Gymnaſium in Guben angeſtellt worden. 

g) Der Predigtamtskandidat, bisherige kommiſ⸗ 
ſariſche Seminarlehrer Hugo Schmidt in Züllichau, 
iſt vom 1. Juli d. Js. ab als Königlicher Seminar⸗ 
lehrer an dem Königlichen Lehrerſeminar ebendaſelbſt 

ellt worden. 

. Stelle des am 1. Oktober d. As. in den 
Ruheſtand tretenden Pfarrers Korreng in Burg iſt 
dem Kreisſchulinſpektor Meyer in Kottbus von dieſem 
Tage ab die Verwaltung der Kreisſchulinſpektion 
Kottbus III übertragen worden. 

i) Der bisherige Marinepfarrer Otto Heinrich 
Emil Goldmann ift zum Pfarrer der Parochie 
Lindow, Diözeſe Sternberg II, beſtellt worden. 

k) Der bisherige Pfarrer Wintzer in Klettwitz, 
Diözeſe Spremberg, iſt zum Pfarrer der Parochie 
Neuzauche, Diözeſe Lübben, beſtellt worden. 

) Erledigt wird die Pfarrſtelle privaten Patronats 
zu Grieſel, Diözeſe Kroſſen I, durch Verſetzung des 
Pfarrers Siebert in den Ruheſtand am 1. Oktober 1910. 

m) Erledigt iſt die Pfarrſtelle Privat⸗Patronats 
zu Sternberg, Diözeſe Sternberg II, durch Ver⸗ 
ſetzung des Pfarrers Weichmann demnächſt. 

TLehrerſtellen. 

505. Zum 1. Oktober 1910. Kr. Friedeberg: 
K., L. Mehrenthin. Kr. Guben: Neuzelle kath. L. 
Kr. Kalau: Woſchkow L. Kr. Königsberg: Gellen 
K., L., Zehden L. Kr. Kroſſen a. O.: Kunersdorf 
K., L., Neuendorf 2. L., Pommerzig 3. L. Kr. 
Landsberg: Dühringshof L., Ludwigsruh L., Tamſel 
L. Kr. Lebus: Heinersdorf 2. L., Roſengarten K., 
L. Kr. Oſtſternberg: Hammer L. Kr. Sorau: 
Baudach 2. L., Helmsdorf L. Kr. Weſtſternberg: 
Aurith 2. L. Kr. Züllichau: Seeläsgen L. 

Bewerbungen ſind an die Königliche Regierung, 
Abteilung für Kirchen⸗ und Schulweſen, zu richten. 

Nichtamtliches. 
506. Nachtrag VI 

zum Tarif der Weſtſternberger Kreis⸗Kleinbahn. 

1. Der letzte Abſatz des Vorwortes wird erſetzt 
durch folgenden neuen Abſatz: 

Die Fahrpläne für den Perſonenverkehr und 
die Beförderungspreiſe für den Perſonen⸗ und 
Güterverkehr find mindeſtens 8 Tage, Er 
höhungen der Beförderungspreiſe aber mindeſtens 
14 Tage vor ihrer Einführung durch das 
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Regierungsamtsblatt und das Kreisblatt ſowie 

durch Aushang, und zwar der Fahrpläne und 

Perſonenbeförderungspreiſe in den Perſonenbahn⸗ 

höfen und Wartehallen, der Güterbeförderungs⸗ 

preiſe in den zur Güterabfertigung beſtimmten 

Räumen zur öffentlichen Kenntnis zu bringen. 

2. Der erſte Abſatz des § 3 unter „B. Beſondere 
Tarifvorſchriften“ wird geſtrichen. 

8. Der Abſchnitt „E. Nebengebührentarif“ auf 
S. 29 wird geſtrichen. 

4. Der § 23 Gütereinteilung erfährt folgende 


Veränderungen: 
Sonderklaſſe I. 


Eifen und Stahlwaren, wie in der Güterklaſſi⸗ 
fikation des deutſchen Eiſenbahn⸗Gütertarifs, Teil I 
Abt. B. unter Spezialtarif I genannt. 

Sonderklaſſe II. 

Die Worte: „Stahl und Eiſen, Stahl⸗ und Eiſen⸗ 
waren, ſoweit nicht der Sondertarif III maßgebend 
iſt“, find zu erſetzen durch die Worte: 

„Eifen und Stahlwaren, wie in der Güterklaſſi⸗ 
fikation des deutschen Eiſenbahngütertarifs, Teil I. 
Abt. B. unter Spezialtarif II. genannt.“ 

Sonderklaſſe III. 

a) Die Worte: „Eiſen und Stahl, alt, abgängig, 
Bruch und Abfall gebrauchter abgängiger 
Stahl- und Eiſenfabrikate“ 

find zu erſetzen durch die Worte: 
„Elſen und Stahlwaren, wie in der Güter⸗ 
klaſſifikation des deutſchen Eiſenbahngütertarifs, 
Teil I. Abt. B. unter Spezialtarif III. genannt.“ 

b) Die Ware „Schwefelkies“ erhält den Zuſaß: 
„auch Abbrände.“ 

o) Die Ware „Kartoffeln“ erhält den Zuſatz: 
„auch Kartoffelſchnitze.“ 

d) Die Ware „Umzugsgut“ erhält hinter der 
Klammer den Zuſatz „auch in Möbelwagen 
verpackt.“ 

Berlin, den 31. Juli 1910. 

Der Landesbaurat der Provinz Brandenburg. 
507. Auf Antrag des hieſigen Magiſtrats ſoll 
die Einziehung des kurzen öffentlichen Verbindungs⸗ 
weges zwiſchen Sielower Straße und Löbensweg 
erfolgen. Das Wegeſtück iſt als ein Teil der den 
Sielower Weg umfaſſenden Kataſterparzelle Ge⸗ 
markung Brunſchwig Kartenblatt 1 Nr. 1240,79 
im Kataſter dargeſiellt und ſteht als Eigentum 
der Stadtgemeinde Cottbus im Grundbuch der Amts⸗ 
äcker Blatt Nr. 203 eingetragen. 

Auf Grund des S 57 des Zuſtändigkeitsgeſetzes 
vom 1. Auguſt 1883 wird dieſes Vorhaben unter 
Zurückziehung der den gleichen Gegenſtand betreffen⸗ 
den Bekanntmachung vom 31. Mai 1910 veröffent⸗ 
licht mit der Aufforderung, Einſprüche binnen vier 
Wochen zur Vermeidung des Ausſchluſſes bei der 
unterzeichneten Behörde geltend zu machen. 

Cottbus, den 12. Auguſt 1910. 

Die Polizei⸗Verwaltung. 


508. Das Winterſemeſter 1910/11 beginnt am 
15. Oktober 1910. 

Nähere Auskunft erteilt auf Anfrage unter Zu⸗ 
ſendung des Programms und Vorleſungs⸗Verzeich⸗ 
niſſes Die Direktion der 

Königlichen Tierärztlichen Hochſchule Hannover. 
509. Die Aufnahmen für das Winters Halbjahr 
1910/11 beginnen am 17., die Vorleſungen am 
24. Oktober 1910. Druckſachen, betr. die Ein⸗ 
richtungen der Akademie und Lehrpläne, verſendet 
das Sekretariat auf Anſuchen koſtenfrei. 

Auskunft über den Eintritt und den Studiengang 
erteilt Der Direktor 

der Königlichen landwirtſchaftlichen Akademie 
Bonn⸗Poppelsdorf (in Verbindung mit der 
Rheiniſchen Friedrich⸗ Wilhelms ⸗Univerſität 


Bonn). 

510. Die Vorleſungen für das Winterfemefter 
1910/11 beginnen am 25. Oktober. Das Programm 
für das Studium der Landwirtſchaft an biefiger 
Univerſität, ſowie der fpezielle Lehrplan für das 
kommende Semeſter ſind durch das Sekretariat, 
L. Wuchererſtraße 2, zu beziehen. Nähere Aus⸗ 
kunft erteilt der 

Direktor des landw. Inſtituts der Univerſität zu Halle a. S. 
511. Das Winterſemeſter 1910/11 beginnt pünkt⸗ 
lich am 17. Oktober d. Is. Die Immatrikulatlonen 
dauern vom 10. bis 31. Oktober. Aufnahmebe⸗ 
dingungen und Vorleſunge verzeichnis werden auf 
Wunſch vom Sekretariat abgegeben. 

Tierärztliche Hochſchule Berlin, Luiſenſtraße 56. 
512. Für die gärtneriſchen Kreiſe wird es von 
Intereſſe fein, zu erfahren, daß am Königlichen 
Pomologiſchen Inſtitut zu Proskau neben dem bisher 
beſtehenden 2 jährigen höheren Lehrgang am 1. April 
1911 ein niederer Lehrgang von einjähriger Dauer 
zur beſſeren Ausbildung von Herrſchaftsgärtnern oder 
überhaupt von mehr praktiſchen Gärtnern für länd⸗ 
liche Verhältniſſe eingerichtet wird. Die Aufnahme 
in dieſen niederen Lehrgang iſt davon abhängig, daß 
die Bewerber das 16. Lebensjahr zurückgelegt haben, 
eine abgeſchloſſene Volksſchulbildung beſitzen und eine 
mindeſtens 2 jährige praktiſche Ausbildung als Lehr⸗ 
ling in einem gärtneriſchen oder landwirtſchaftlichen 
Betriebe nachweiſen können. Die Bewerber müſſen 
außerdem Zeugniſſe über ausreichende Geſundheit 
und gute Führung beibringen. 

An Schulgeld haben die Beſucher dieſes einjährigen 
Lehrganges für das Halbjahr 45 Mark (Ausländer 
75 Mark) an die Anſtalt zu zahlen. Die Aufnahme 
findet nur einmal jährlich am 1. April ſtatt. Woh⸗ 
nung und Beköſtigung nehmen die Schüler im Orte 
Proskau; die hierdurch entſtehenden Koſten betragen 
monatlich 45 50 Mark. 

Anmeldungen werden eventl. ſchon jetzt entgegen⸗ 
genommen. Jede weitere Auskunft erteilt a 

Die Direktion des Kgl. Pomologiſchen Inſtituts 

zu Proskau. 


Dieſe Ausgabe umfaßt die Seiten 223—230 (1 Bogen). 
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